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Financial Literacy, Geld-Basiswis-
sen – da ist die Schule in der
Pflicht! Corona-bedingter Bewe-
gungsmangel, dramatisch steigen-
des Übergewicht, immer mehr
Nichtschwimmer – da ist die
Schule in der Pflicht! Leseproble-
me bei zwei von drei Pflichtschul-
abgängern – da ist die Schule in
der Pflicht!
In den diversen Medienberichten
über diese und andere Probleme
kommen die Eltern nicht vor.
Dass die in der Pflicht wären,
wird höchstens leise gemurmelt.
Dabei spricht die Österreichische
Bundesverfassung sehr klar von
den Rechten und auch von den
Pflichten der Erziehungsberech-
tigten und der Mitverantwortung
der Eltern für den schulischen
Erfolg der Kinder. Diese entschei-
denden Punkte der Verfassung
hat der Staat aber schleichend,
dafür umso erfolgreicher außer

Kraft gesetzt. Er kümmert sich
schon darum, sei es Betreuung,
Bildung, Berufsorientierung, alle
Arten von Erziehung (Verkehr,
Taschengeld- und Sexualwissen
usw.).
Ausgeblendet
bleibt die so
bedeutende
Rolle der
Eltern beim
Aufwachsen
der Kinder, die
ihre Umwelt
schon im
Mutterleib wahrnehmen und
sprachlich geprägt werden. Ja, so
früh entsteht Beziehung. Kinder
von Eltern aus dem slawischen
Sprachraum reagieren unmittel-
bar nach der Geburt signifikant,
wenn sie Umlaute – ö, ü – hören,
die es in den slawischen Sprachen
nicht gibt; und Kinder Mandarin
sprechender chinesischer Mütter,

die unmittelbar nach der Geburt
von Französischsprachigen
adoptiert werden, behalten bis
zum zwölften Lebensjahr das
Mandarin-typische Auf- und Ab
der Sprachmelodie. Das sind

durch zahlrei-
che Untersu-
chungen
belegte Fak-
ten.
Das „Outsour-
cen“ von
Problemlösun-
gen boomt

gerade in Covid-Zeiten. Vielfach
beklagt werden Vereinsamung
und psychische Probleme von
Schulkindern. Laut erschallt der
Ruf nach Psychologen. Niemand
weist darauf hin, dass denkende,
selbstkritische und mitfühlende
Eltern für ihre Kinder die besten
Psychologen sein können. Wohl
auch, weil Zuwendung Zeit kostet,

die man lieber „zukauft“ oder sich
vom Staat „schenken“ lässt.
Alexander Mitscherlich machte
sich 1963 Sorgen über das Her-
aufdämmern einer „vaterlosen
Gesellschaft“. Eine Neuauflage
seines epochalen Werkes trüge
wohl den Titel „Die elternlose
Gesellschaft“.
Die Schule kann es nicht alleine
richten. Das zeigt auch eine
Untersuchung von Ganztagsschu-
len in Hamburg – die dort dank
entsprechender bildungspoliti-
scher Initiativen so zahlreich sind
wie in keiner anderen deutschen
Stadt – auf die Frage hin, wie viel
Ganztagsschüler zu Hause arbei-
ten. Das Ergebnis: Wer zuhause
nichts tut, schafft maximal den
unteren Durchschnitt. Oberer
Durchschnitt und Spitzen arbei-
ten regelmäßig, meist mit Hilfe
der Eltern, die zumindest Interes-
se zeigen und damit motivieren.

Die Schule wird’s schon richten

gastkommentar@wienerzeitung.at
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Bei der Bildung sind
auch die Eltern in die

Pflicht zu nehmen.

Was sich lange abgezeichnet hat-
te, wurde nun Realität: Nach Mo-
naten hat die Democratic Unionist
Party (DUP) ihre Drohung wahr
gemacht und die nordirische Re-
gierung gesprengt. Der Druck auf
die Partei wurde zu groß, denn sie
droht die Parlamentswahl im Mai
zu verlieren, während die republi-
kanische Sinn Féin stärkste Partei
werden und damit die neue Regie-
rungschefin stellen dürfte. Um
dies zu verhindern, verfolgt die
unionistische DUP die Strategie,

Nordirland unregierbar zu ma-
chen. Wie ist es dazu gekommen?

Am 21. Jänner veröffentlichte
LucidTalk eine Umfrage, in der
Sinn Féin mit 25 Prozent klar vor
der DUP mit 17 Prozent lag. Die
DUP könnte sogar hinter die an-
deren unionistischen Parteien
UUP, TUV und Alliance auf den
fünften Platz zurückfallen. Dabei
regierte sie die vergangenen bei-
den Jahrzehnte als stärkste Partei
im Belfaster Parlament Stormont.

Noch vor wenigen Jahren war
sie am Zenit ihrer Macht ange-
langt – sie brachte der britischen
Premierministerin Theresa May
von den Tories die nötigen Stim-
men in Westminster. Doch May
verhandelte mit der EU den „Irish
Backstop“ aus, der das Ende ihrer
Regierung einleitete. Boris John-
son schickte sich an, May auf-
grund der „Backstop“-Klausel zu
stürzen – um später eine ähnliche
Regelung mit Brüssel zu verhan-
deln. Er nannte es den Sondersta-
tus für Nordirland.

Nordirland hatte mehrheitlich
gegen den Brexit gestimmt. Die
meisten unionistischen Wähler
stimmten aber dafür. Viele for-

dern die DUP auf, entschieden ge-
gen den Sonderstatus und die da-
mit einhergehenden Warenkont-
rollen zwischen Großbritannien
und Nordirland vorzugehen. Die
loyalistischen Paramilitärs, die
12.000 Mitglieder haben, veröf-
fentlichten kämpferische Stellung-
nahmen, und ihr politischer Arm,
die Progressive Unionist Party
(PUP), kündigte die Unterstüt-
zung für den Friedensprozess auf.
Bereits im April hatten die Loya-
listen Jugendliche in Belfast ran-
dalieren und Brandsätze in katho-
lische Wohnviertel werfen lassen.

Sinn Féin klettert stetig in
den Umfragen hinauf

Während die DUP immer mehr in
der unionistischen Wählergunst
gegenüber ihrer radikalen, rechts-
konservativen Konkurrentin, der
Traditional Unionist Party (TUV),
verliert, klettert Sinn Féin stetig
in den Umfragen hinauf. Auf bei-
den Seiten der irischen Grenze ist
sie im Umfragehoch. Sie ist die
moderne, junge Alternative zu
den etablierten Parteien. Mit ei-
ner klaren pro-europäischen Hal-
tung gegen den Brexit verspricht

sie, durch eine Wiedervereini-
gung Irlands den Norden zurück
in die EU zu führen. Diese Positi-
on bringt ihr nicht nur den ersten
Platz in den Umfragen im Norden
ein – in der Republik liegt sie mit
33 Prozent fast 10 Prozentpunkte
vor dem nächsten Konkurrenten,
der liberal-konservativen Regie-
rungspartei Fine Gael. Sollte Sinn
Féin im Mai die Wahlen gewin-
nen, gäbe es erstmals in der Ge-
schichte Nordirlands keine unio-
nistische Partei an der Regie-
rungsspitze. Der 1921 ausgerufe-
ne „protestantische Staat für ein
protestantisches Volk“ wäre damit
endgültig zu Grabe getragen.

Um dies zu verhindern, muss
es die DUP schaffen, die Stimmen
der unionistischen Brexit-Gegner
zu einen. Seit September droht
der Parteivorsitzende Sir Jeffrey
Donaldson, die Regierung zu ver-
lassen, wenn das Nordirland-Pro-
tokoll nicht aufgekündigt wird. Im
November drohte dann eine bis-
her unbekannte „Protestant Ac-
tion Force“ mit Anschlägen. Doch
ausgerechnet der DUP-Landwirt-
schaftsminister Edwin Poots war
für die bei Unionisten verhassten

Warenkontrollen an den Häfen
Larne und Belfast zuständig. Die
TUV nannte die Kontrollen des-
halb „Poots-Posten“.

Ein Gericht hatte geurteilt,
dass Poots die Zustimmung der
Regierung benötige, um die Kon-
trollen durchzuführen. Die DUP
sah die Gelegenheit gekommen.
Poots erklärte, ohne Zustimmung
von Stormont hätte er keine recht-
liche Grundlage mehr, die Waren-
kontrollen durchführen zu lassen.
Er wollte das Thema vergangene
Woche im Ministerrat zur Abstim-
mung bringen. Die DUP-Minister
wollten dagegen stimmen und so
zukünftige Kontrollen verhin-
dern. Doch stattdessen verhinder-
te Sinn Féin, dass das Thema auf
die Tagesordnung gesetzt wurde.
Die Republikaner argumentierten,
dies sei keine Entscheidung von
Stormont, sondern Nordirland sei
durch das Brexit-Abkommen zu
den Kontrollen verpflichtet. Die
fehlende Zustimmung des Minis-
terrats nutzte Poots am Mittwoch,
um das sofortige Ende der Waren-
kontrollen zu verkünden – damit
brach er das Brexit-Protokoll.

Rücktritt und Amtsverlust
der Regierungsspitze

Am Donnerstag trat dann Regie-
rungschef Paul Givan von der
DUP zurück. Das politische Sys-
tem sieht vor, dass dadurch auto-
matisch auch die Vizeregierungs-
chefin von Sinn Féin, Michelle
O’Neill, ihr Amt verliert. Die Mi-
nister bleiben im Amt, ohne Re-
gierungschef können allerdings
keine Ministerratstreffen einberu-
fen werden. Auch das bereits fer-
tige Budget für die nächsten drei
Jahre wird nicht beschlossen wer-
den können.

Der einflussreiche Oranier-Or-
den sammelte in den vergange-
nen Wochen 52.000 Unterschrif-
ten gegen das Nordirland-Proto-
koll. Sekretär Rev. Mervyn Gibson
wies die Mitglieder an, nach den
Wahlen das Parlament zu boykot-
tieren, falls das Protokoll dann
noch in Kraft sei – die Mehrheit
der DUP-Abgeordneten sind Mit-
glieder des Ordens. Nordirland
steht wieder vor Monaten tiefer
politischer Krise ohne handlungs-
fähige Regierung. Die DUP setzt
alles daran, das Brexit-Protokoll
zu Fall zu bringen und sich so an
der Macht zu halten. Wie sie das
erreichen will, indem sie die Stra-
tegie verfolgt, die Provinz lang-
fristig unregierbar zu machen,
kann sie bisher nicht erklären. ■

Neue Troubles in Nordirland
Wieso sprengt die DUP gerade jetzt Brexit-Protokoll und Regierung?

Gastkommentar
von Dieter Reinisch

Dieter Reinisch ist Historiker
am Institut für Politikwissen-
schaft und Soziologie der
National University of Ireland in
Galway und lehrt an der
Webster Vienna Private Univer-
sity. Demnächst erscheint sein
Buch „Terror: Eine Geschichte
der politischen Gewalt“ im
Promedia Verlag.

Zum Autor

Seit Juni 2021 bildeten Michelle O’Neill
und Paul Givan die Regierungsspitze in
Nordirland. Jetzt kostet sein Rücktritt
auch sie das Amt. Foto: afp / Kelvin Boyes


